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A. Behandlung der Stellungnahmen  

 Zur 7. Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes Nr. 65 B in Meerbusch-Osterath im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“ 

Stellungnahmen, Anregungen, Hinweise Stellungnahme zum Abwägungsvorgang und Beschlussvorschläge 

Rhein-Kreis Neuss Schreiben vom 16.06.2015 

 

Die textliche Festsetzung Nr. A. I. 1. ist missverständlich formuliert:  
Gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO sind in Allgemeinen Wohngebieten WA nur der 
Versorgung des Gebietes dienende nicht störende Handwerksbetriebe zu-
lässig und nicht etwa nicht störende Handwerksbetriebe allgemein. Die 
Festsetzung müsste im fraglichen Abschnitt daher lauten: 
„Gemäß § 4 I. V. m. § 1 BauNVO sind die folgenden Nutzungen zulässig 

1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-

liche Zwecke." 
 

Begründungsentwurf 
Eine Töpferei  ist nach immissionsschutzrechtlicher Typisierung keine „untergeordne-
te wohnverträgliche Nutzung" bzw. dürfte kaum ein der Versorgung des Gebiets 
dienender nicht störender Handwerksbetrieb i. S. d. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sein. 
Eine Töpferei dürfte, wenn darüber hinaus, wie geplant ansonsten ausnahmsweise 
zulässige „nicht störende Gewerbebetriebe“ ausgeschlossen werden, in dem ge-
planten WA nicht zulässig sein. Dies gilt ebenso wie vergleichbare sonstige „nicht 
störende Gewerbebetriebe“. 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht und Erfahrung regt der R-K-N dar-
über hinaus an, den hier im Plangebiet befindlichen Spielplatz altersgemäß 
auf einen Spielplatztyp B (bis 11 Jahre) zu begrenzen oder einen Spielplatz-
typ C mit zusätzlicher Altersbegrenzung bis 14 Jahren vorzusehen. Der 

 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die in Rede stehende textliche Festsetzung wird ergänzt.  
Mit der Ergänzung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt, son-
dern wie beabsichtigt, gebiets- und wohnverträglich festgesetzt.     
 
 

 
 

 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die im Begründungsentwurf unter „Kapitel 5.1 Festsetzungen“ missver-
ständlich aufgeführte „Töpferei“ wird gestrichen.  
 
 
 
 
 
Der Anregungen ist bereits gefolgt worden. 
Gemäß Spielplatzkonzept Meerbusch werden zurzeit alle Spielplätze in Typ 
B umgebaut. Diese Spielplatzkategorie ist eine Kombination zwischen Typ B 
und Typ C. Somit werden verschiedene Altersgruppen angesprochen und 



 

Spielplatz sollte eine entsprechende Beschilderung mit einer Nutzungs-
verordnung erhalten. Des Weiteren empfiehlt er die Planung eines „kom-
munikativen Treffpunktes" in der Begründung näher zu erläutern, damit 
sich die zukünftigen neuen Nachbarn, aber auch die angrenzenden An-
wohner über die geplante Nutzung informieren können. Erfahrungsgemäß 
führen derartige Flächen an oder auf Spielplätzen zu in der Nachbarschaft 
unverträglichen Nutzungen, die zu erheblichen Immissionsproblemen füh-
ren können. 
 

 
 
Zum schalltechnischen Gutachten 
Nach Prüfung des schalltechnischen Gutachtens des Büro TAG vom 
13.01.2015, Bericht-Nr. TAG 2361-14, wird festgestellt, dass das Gutach-
ten nicht plausibel ist. 
So sieht der Gutachter für die einzelnen Quellen einen Abzug von 5 dB(A) 
als sog. Altanlagenbonus vor. 
Die 18. Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV) sieht zwar in § 5 
Abs. 4 einen im allgemeinen Sprachgebrauch als Altanlagenbonus ge-
nannten Spielraum von 5 dB(A) für Anlagen vor, die vor Inkrafttreten der 
Verordnung errichtet worden sind. Dieser führt allerdings nicht dazu, dass 
die einzelnen Schallquellen in einer Geräuschprognose um den ent-
sprechenden Wert reduziert werden dürfen. Im Gegenteil wird die zu beur-
teilende Anlage ohne Anrechnung des Bonus' berechnet und prognostiziert 
oder gemessen und das Ergebnis mit den Immissionsrichtwerten des § 2 der 
18. BImSchV verglichen. Der Gesetzgeber hat den zuständigen Behörden 
mit § 5 Abs. 4 der 18. BImSchV die Möglichkeit eröffnet, von der Festset-
zung von Betriebszeiten abzusehen, wenn die Überschreitung der Immissi- 

onsrichtwerte nicht mehr als 5 dB(A) beträgt. Unabhängig von der Festset-
zung von Betriebszeiten können nämlich technische, bauliche und organisa-
torische Maßnahmen, die der Einhaltung der Immissionsrichtwerte dienen, 
weiterhin angeordnet werden. An dieser Stelle weist er darauf hin, dass der 
Betreiber der Sportanlage bereits heute den Schutzanspruch der vorhande-
nen Wohnbebauung sicherzustellen hat. Er ist insoweit den Anforderungen 

zusammengefasst. Eine entsprechende Beschilderung wird erfolgen.   
Da auch den Eltern der Kinder ansprechende Verweilmöglichkeiten angebo-
ten werden sollten, diese auch in den verbleibenden Stunden ggf. älteren 
Mitbewohnern zur Verfügung stehenden, auf dem Platz verteilt angeordne-
ten Sitzgelegenheiten (Bänke), bieten eine sinnvolle (Doppel) Nutzung des 
Platzes über das Kinderspielen hinaus. Gemäß aktueller Rechtsprechung 
sind die dabei entstehenden Lebensäußerungen für die Anwohner wenig 
störend und stellen keinerlei Lärmbelästigung, auf die hin zuweisen wäre, 
dar. Zumal eine Vorbelastung von den benachbarten Sportstätten gegeben 
ist.     
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Ein neues Gutachten ist erstellt worden. 
  
Dieses Gutachten (Stand 04.09.2015) kommt weiterhin zu dem Ergebnis, 
dass die Realisierung der beiden Baukörper - unter Beachtung der 18. BIm-
SchV für das WA-Gebiet - gesichert ist. Da innerhalb der kritischen Ruhezei-
ten tagsüber die Immissionsrichtwerte (50 dB (A)) mit 48 dB(A) eingehalten 
werden.  
 

Somit ist eine zeichnerische oder textliche Änderung nicht erforderlich. 
 

Das modifizierte Gutachten ist somit weiterhin Grundlage für die Abwä-
gung im Bauleitplanverfahren.    
   
Mit Email vom 21.09.2015 des Rhein-Kreis-Neuss/s. u. wurden die immis-
sionsschutzrechtlichen Bedenken zurückgenommen. 
 

  
 
 
 
 



 

des § 22 BImSchG 1. V. m. der 18. BImSchV verpflichtet und nicht grund-
sätzlich vor nachträglichen Forderungen zur Einhaltung des Schutzan-
spruchs der Wohnbebauung verschont. Er kann seinen baurechtlichen Be-
standsschutz nur in den Grenzen entfalten, die ihm das Immissionsschutz-
recht lässt. 
Der Abzug gemäß § 5 Abs. 4 18. BImSchV ist insbesondere nach Errichtung 
des Kunstrasenplatzes für diesen und in dieser Konstellation eines dritten 
zusätzlichen Spielfeldes zumindest für die gesamte Fußball-Anlage grund-
sätzlich nicht mehr anwendbar. Die Anwendbarkeit des Bonus' ist bei Nut-
zungsausweitungen durch bauliche Erweiterungen nicht gegeben. Des Wei-
teren sei es unzulässig, den zum Schutz von Überwachungs- und Ord-
nungsbehörden vorgesehenen Toleranzabzug von 3 dB(A) hier auch nur 
näherungsweise als Argument für eine Abwägung heranzuziehen, den 
Schutzanspruch eines Gebietes zu reduzieren. 
Darüber hinaus seien Lärmkarten im anlagenbezogenen Immissionsschutz 
nicht geeignet, Schlussfolgerungen für einen Immissionsort zu ermöglichen. 
Das heißt, der aufgrund der Aufgabe des ersten Baufeldes nunmehr, durch 
Wegfall des im Gutachten betrachteten maßgeblichen Immissionsortes, zu 
betrachtende neuer Immissionsort kann ohne Einzelpunktberechnung im-
missionsschutzrechtlich nicht beurteilt werden. 
Aufgrund der obigen Ausführungen, auch im Hinblick auf die bestehenden 
Immissionsorte, wird angeregt, die angenommenen Nutzungsszenarien zu 
überprüfen. Aus hiesiger Sicht erscheint es überprüfbar, ob eine gleichzeiti-
ge Nutzung von 3 Spielflächen mit jeweils 150 Zuschauern zugrunde zu le-
gen ist. Dies solle mit dem örtlichen Sportverein abgestimmt werden. Er 
schließe sich diesbezüglich der Auffassung des Gutachters an, dass bei Vor-
handensein eines Kunstrasenplatzes und eines Rasenplatzes, der östliche  
 

Tennenplatz in derselben Größenordnung wohl nicht mehr in der Intensität 
wie vor Errichtung des Kunstrasenplatzes genutzt wird, bzw. erforderlich ist. 
Bevor über Zwischenwerte im Sinne der Pflicht zur Rücksichtnahme ent-
schieden werden kann, müsse geprüft werden, ob hier Maßnahmen zur 
Reduzierung der Geräuschimmissionen möglich und verhältnismäßig seien 
(wenn es im Ergebnis noch zu Überschreitungen der IRW für WA kommen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

sollte). Dazu gehöre z. B. die Überlegung des Nutzungsausschlusses des öst-
lichen Tennenplatzes zur sonntäglichen Ruhezeit. 
Als Schlussfolgerung müsse festgestellt werden, dass das vorliegende schall-
technische Gutachten für eine immissionsschutzrechtliche Beurteilung der 
vorliegenden Planung nicht geeignet ist. Das schalltechnische Gutachten ist 
daher gemäß der obigen Anmerkungen und der zwischenzeitlich veränder-
ten Bebauungsplanung zu überarbeiten. 
 
Anregungen zur Planung 
Hinsichtlich der nach jetzigem Kenntnisstand zu erwartenden Überschrei-
tungen der Immissionsrichtwerte kann aus Sicht des R-K-N möglicherweise 
eine Abwägung im Sinne der auch im Gutachten bereits angeführten Pflicht 
zur Rücksichtnahme erfolgen, da der Schutzanspruch der vorhandenen 
Wohnnutzungen zu berücksichtigen ist und wenn nachgewiesen werden 
kann, dass mögliche Maßnahmen beim Betrieb des Sportplatzes ausge-
schöpft werden und die Immissionsrichtwerte für Mischgebiete nicht über-
schritten werden. Diese planbedingte Vorbelastung wäre dann als solche in 
dem Plan einzutragen und diente der Information der zukünftigen Anwoh-
ner. 
Über die Überarbeitung des Gutachtens hinaus regt der R-K-N an, wenn die 
Immissionsrichtwerte für das WA nicht eingehalten werden können, gemäß 
§ 9 Abs. 5 BauGB folgende Kennzeichnung in den Plan zu übernehmen: 
„Das im Plan gemäß § 4 BauNVO festgesetzte WA ist durch die angren-
zenden Sportflächen durch Geräusche vorgeprägt. Der immissionsschutz-
rechtJiche Schutzanspruch wird gemäß Geräuschprognose des Büro TAG 
vom , Bericht-Nr., im Sinne der Pflicht zur Rücksichtnahme am Tage mit 
einem Zwischenwert von XX dB(A) festgelegt. Der Immissionsrichtwert für 
nachts von 40 dB(A) wird eingehalten. Gesunde Wohnverhältnisse sind 
damit sichergestellt." 
 
Ein in Wohngebieten immer häufiger auftretendes immissionsschutzrechtli-
ches Problem mit haustechnischen, ortfesten Anlagen, welche im Au-
ßenbereich aufgestellt werden, dort zu Nachbarbeschwerden und z. T. zu 
erheblichen Belästigungen geführt haben (wie z.B. Klima- und Lüftungs-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Neubaugebieten, bei Doppel- und Reihenhausbau gerade in verdichteten 
innerstädtischen Lagen, stellt die Aufstellung/Nachrüstung von den in Rede 
stehenden Geräten eine störende Geräuschbelastung für den Nachbarn dar. 
Zur Konfliktvermeidung ist es sicherlich sinnvoll die Festsetzung in den Be-
bauungsplänen aufzunehmen.  
 

Um die vorliegende Bebauungsplanänderung jedoch nicht unnötig über zu 
generieren, wird auf die vorgeschlagene Festsetzung verzichtet.  
 

Da es sich bei der Bebauungsplanänderung lediglich um zwei Einzelhäuser  
handelt, die durch die Reglementierung der zulässigen einen Wohneinheit 
pro Wohnung mit einem Abstand von etwa 14,0 m zueinander angeordnet 
sind, ist das Aufstellen von den in Rede stehenden stationären Geräten hier 
unproblematisch. Die Belange des Nachbarschutzes können durch die  
großzügigen, seitlich ausgerichteten Gärten gewährleistet werden.     
 
Im Übrigen gelten bei Ruhstörung grundsätzlich das Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) sowie die technische Anleitung zum Schutz vor 
Lärm (TA-Lärm). Nach Einzelfallprüfung können ordnungsrechtliche Rege-
lungen getroffen werden.    
 
 

 
 
 



 

anlagen, Luft-Wärme-Pumpen u. ä. Anlagen), hat dazu geführt, dass das 
MKULNV mit Erlass vom 2. April 2014 einen Leitfaden für die Beurteilung 
der Geräuschimmissionen derartiger Anlagen eingeführt hat („Leitfaden für 
die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klima-
geräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini- Block-
heizkraftwerke)", Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz, LAI, vom 
28.08.2013). In diesem Erlass empfiehlt das Ministerium auch in entspre-
chenden Bauleitplanverfahren diesen Leitfaden zur Vermeidung von Immis-
sionskonflikten als Erkenntnisquelle anzuwenden. Da die dort genannten 
Anlagen in der Regel keiner Baugenehmigung bedürfen, der Konflikt also 
nicht auf ein nachfolgendes Genehmigungsverfahren verlagert werden und 
dort gelöst werden kann, regt er an, zur Vermeidung von Immissionskon-
flikten für die Aufstellung derartiger Anlagen auf der Grundlage des § 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB die folgende Festsetzung in den Bebauungsplan auf-
zunehmen: 
„Für im Außenbereich der Grundstücke aufgestellte stationäre Geräte und 
Maschinen, wie z.B. Luft-Wärme-Pumpen, Klimaanlagen, Kühlgeräte, Lüf-
tungsanlagen und Mini- Blockheizkraftwerke oder ähnliche Anlagen, sind In 
Abhängigkeit des Schallleistungspegels der Geräte und Maschinen (Spalte 
1) die In der Spalte 2 angegebenen Abstände zum nächsten benachbarten 
schutzbedürftigen Immissionsort (nach DIN 4109: Schlafzimmer, Wohnräu-
me, Büros und Wohnküchen etc.) einzuhalten: 

Spalte 1 Spalte 2 
 

Schallleistungspegel 
L-WA [dB] 

Abstand [m] WA 

36 0,1 
39 0,5 
42 0,9 
45 1,4 
48 2,2 
51 3,4 
54 5,2 
57 7,6 
60 10,9 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

63 15,6 
66 22,2 
69 27,3 
72 34,4 
75 44,6 
78 58,9 
81 79,2 
84 107,7 
87 147,5 
90 202,6 

 
 

Artenschutzrechtlich relevante Nebenbestimmungen  
Im Plangebiet ist mit Vorkommen von Exemplaren europäischer Vogelarten 
zu rechnen. Da Brüten von häufigen Vogelarten der Siedlungsbereiche in 
den Gehölzen des Plangebietes möglich sind, ist die Beachtung der Ro-
dungsfristen für Gehölzarbeiten an Bäumen und Sträuchern insbesondere 
zur Vermeidung des Eintritts des Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG erforderlich, damit keine Eier zerstört, Jungvögel oder brütenden 
Vögel verletzt oder getötet werden. 
Hierzu ist ein Hinweis auf dem Bebauungsplan erforderlich, dessen Beach-
tung bei Vorhabenszulassung und Vorhabensrealisierung zu gewährleisten 
ist: 
 

"7. Artenschutz 
Im Plangebiet sind Brutvorkommen europäischer Vogelarten möglich. Zur 
Vermeidung eines Verstoßes gegen das Verbot, wild lebende Tieren der be-
sonders geschützten Arten {hier; alle europäische Vogelarten sowie Fleder-
mausarten) zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG), sind Gehölzarbeiten nur außerhalb der Brut-
zeiten durchzuführen, das heißt nicht zwischen 1. März und 30. Septem-
ber." 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dem Hinweis wird gefolgt.  
Die Textpassage wird im Bebauungsplan in den textliche Festsetzungen un-
ter „C. Hinweise“ aufgenommen.  



 

Rhein-Kreis Neuss                                                                                                                                                  Email  vom 21.09.2015 

Sehr geehrte Frau Herrmann, Sehr geehrte Frau Steffens.  
Bezug nehmend auf Ihre Mail vom 7.09.2015 und das schalltechnische 
Gutachten des Büro TAC vom 31.08.2015 ist der immissionsschutzrechtli-
chen Anregung vollinhaltlich abgeholfen.  
Es bestehen keine weiteren immissionsschutzrechtlichen Anregungen.     

 

Kampfmittelbeseitigungsdienst                                                                                                                        Schreiben vom 26.05.2015 

Luftbilder aus den Jahren 1939-1945 und andere historische Unterlagen 
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im beantragten Bereich. 
Die Behörde  empfiehlt eine Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf 
Kampfmittel. Die Beauftragung dieser Überprüfung erfolgt über das For-
mular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung auf der Internetseite"'. 

Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das 
Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschie-
benden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminab-
sprache für einen Ortstermin gebeten. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
Am 15. Juni 2015 fand ein Ortstermin mit Herrn Leisten (KBD) und Vertre-
tern der Stadt Meerbusch statt.  
Nach Begehung wurde festgehalten, dass zur Zeit kein Aushub erforderlich 
ist, jedoch im Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis aufgeführt wer-
den sollte. Folgende Textpassage wird im Bebauungsplan in den textliche 
Festsetzungen unter „C. Hinweise“ aufgenommen. 
5.  Altablagerung und Kampfmittel 
Konkrete Hinweise auf das Vorhandensein von Altablagerungen und  
Kampfmittel liegen nicht vor.  
Jedoch sollte bei der Durchführung der Bauvorhaben - vor dem Erdaushub - 
ein Ortstermin mit der zuständigen Bezirksregierung Düssel-
dorf - Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW vereinbart werden. 
 
 



B. Einsprechende mit Schreiben  

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 



 

 



 

 

 

 



 

C.       Liste der beteiligten Behörden und Nachbargemeinden 

 

 



 

 

 

 


